
 
 

  

 

 
      

   

 
 

  
 
 
  

 
          
          

             
      

              
        

        
 

 
           

         
          

       
           

          
 

              
        

           
         

 
  

 
          

       
 

 
        

        
 
      

 
               

            
          
 

Nebenbestimmungen für Zuwendungen der Deutschen Rentenversicherung 

zur Forschungsförderung (RV-NBest-F) 

Stand: 04/2020 

1	 Datenschutz 

Die Verantwortung für den Umgang mit personenbezogenen Daten während der Durchfüh-
rung eines Forschungsvorhabens liegt bei den Forschenden. Diese besteht darin festzu-
stellen, welche Rechtsgrundlagen die Verarbeitung der Daten i. S. des Art. 4 der EU-
Datenschutzgrundverordnung (DSGVO) zulassen, und die notwendigen Schutzmaßnah-
men für einen vertraulichen Umgang mit den Daten zu ergreifen. Grundlage dafür bilden die 
EU-Datenschutzgrundverordnung (DSGVO) sowie die jeweils geltenden landes- oder bun-
desrechtlichen Vorschriften (insbesondere Datenschutzgesetze der Länder, BDSG, SGB 
X). 

Die Forschenden erstellen ein Datenschutzkonzept, das dem Zuwendungsgeber vor der 
Verarbeitung (Erheben, Speichern, Verändern, Übermitteln, Sperren, Löschen usw.) per-
sonenbezogener Daten vorzulegen ist. Zur Erstellung des Datenschutzkonzeptes sind die 
Vorlagen des Zuwendungsgebers zu verwenden. Dieses Datenschutzkonzept, einschließ-
lich seiner Anlagen, wird vom Zuwendungsgeber geprüft. Nach Mitteilung eines positiven 
Prüfergebnisses kann mit der Verarbeitung von Daten begonnen werden. 

Damit eine Prüfung der Genehmigungspflicht nach § 75 SGB X erfolgen kann, müssen im 
Datenschutzkonzept die beteiligten Reha-Einrichtungen und Institutionen genannt werden. 
Im Falle einer bestehenden Genehmigungspflicht muss vor Beginn der Verarbeitung von 
Daten die Genehmigung der zuständigen Genehmigungsbehörde(n) vorliegen. 

2	 Forschungsethik 

Vor Beginn von Untersuchungen am Menschen ist dem Zuwendungsgeber das uneinge-
schränkt positive Votum der zuständigen öffentlich-rechtlichen Ethikkommission vorzule-
gen. 

Der Zuwendungsempfänger ist verpflichtet, eine gute wissenschaftliche Praxis sicherzustel-
len (vgl. dazu http://www.dfg.de: „Sicherung guter wissenschaftlicher Praxis“). 

3	 Anforderung und Verwendung der Zuwendung 

3.1	 Die Zuwendung darf nur insoweit und nicht eher angefordert werden, als sie innerhalb von 
drei Monaten nach der Auszahlung für fällige Zahlungen benötigt wird. Die Anforderung je-
des Teilbetrages muss die zur Beurteilung des Mittelbedarfs erforderlichen Angaben enthal-
ten. 
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3.2	 Die Zuwendung ist wirtschaftlich und sparsam zu verwenden. 

3.3	 Alle mit dem Zuwendungszweck zusammenhängenden Einnahmen (insbesondere Zuwen-
dungen, Leistungen Dritter) und der Eigenanteil des Zuwendungsempfängers sind als De-
ckungsmittel für alle mit dem Zuwendungszweck zusammenhängenden Ausgaben einzu-
setzen. Der Finanzierungsplan ist hinsichtlich des Gesamtergebnisses verbindlich. Die Ein-
zelansätze dürfen um bis zu 20 von Hundert überschritten werden, soweit die Überschrei-
tung durch entsprechende Einsparungen bei anderen Einzelansätzen ausgeglichen werden 
kann. 

3.4	 Ergibt sich bei der Projektdurchführung die Notwendigkeit, die Mittel anders als im Finan-
zierungsplan vorgesehen und über die Regelungen in Zf. 3.3 oder im Zuwendungsbescheid 
hinaus einzusetzen, ist mit einem begründeten Antrag die Zustimmung des Zuwendungs-
gebers auf Umwidmung der Mittel einzuholen. 

3.5	 Ermäßigen sich nach der Bewilligung die in dem Finanzierungsplan veranschlagten Ge-
samtausgaben für den Zuwendungszweck, erhöhen sich die Deckungsmittel oder treten 
neue Deckungsmittel hinzu, so ermäßigt sich die Zuwendung. 

3.6	 Personalkosten werden nicht höher als nach den im öffentlichen Dienst geltenden Tarifver-
trägen berücksichtigt. Ist der Zuwendungsempfänger eine Körperschaft oder Anstalt öffent-
lichen Rechts, kann der für den Zuwendungsempfänger geltende Tarifvertrag angewendet 
werden. Ist der Zuwendungsempfänger keine Körperschaft oder Anstalt öffentlichen 
Rechts, ist der TVöD anzuwenden. Wissenschaftler(innen) erhalten in der Regel zunächst 
ein Entgelt nach E 13 TVöD/TV-L. Höhere Entgelte als nach diesen Tarifverträgen sowie 
sonstige über- und außertarifliche Leistungen dürfen nicht gewährt werden. 

3.7	 Für die Erstattung der Reise- und Fahrtkosten gelten grundsätzlich das Bundesreisekos-
tengesetz (BRKG) und die dazu erlassenen Allgemeinen Verwaltungsvorschriften zum 
Bundesreisekostengesetz (BRKGVwV) in der jeweils gültigen Fassung. Abweichend davon 
kann das Reisekostenrecht des jeweiligen Bundeslandes angewendet werden. 

4	 Vergabe von Aufträgen 

4.1	 Der Zuwendungsempfänger hat die vorherige schriftliche Zustimmung des Zuwendungsge-
bers einzuholen, wenn er bei der Durchführung des Vorhabens Forschungs- und Entwick-
lungsaufträge an einen Dritten vergeben will. 

Der Zuwendungsgeber darf Dritten gegenüber nicht verpflichtet werden. Der Zuwendungs-
empfänger stellt den Zuwendungsgeber von jeglicher Haftung gegenüber geschädigten 
Dritten frei und ist verpflichtet, dies in Verträgen mit Dritten zu vereinbaren. Dies gilt auch 
für urheberrechtliche Ansprüche. 

4.2	 Wenn die Zuwendung oder bei Finanzierung durch mehrere Stellen der Gesamtbetrag der 
Zuwendung mehr als 100.000 Euro beträgt, sind bei der Vergabe von Aufträgen folgende 
Regelungen anzuwenden: 
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- für die Vergabe von Liefer- und Dienstleistungen die Verfahrensordnung für die Verga-
be öffentlicher Liefer- und Dienstleistungsaufträge unterhalb der EU-Schwellenwerte 
(Unterschwellenvergabeordnung – UvgO). Die Verpflichtung zur Anwendung gilt nicht 
für folgende Vorschriften: 
- § 22 zur Aufteilung nach Losen, 
- § 28 Absatz 1 Satz 3 zur Veröffentlichung von Auftragsbekanntmachungen, 
- § 30 zur Vergabebekanntmachung, 
- § 38 Absatz 2 bis 4 zu Form und Übermittlung der Teilnahmeanträge und Angebote, 
- § 44 zu ungewöhnlich niedrigen Angeboten, 
- § 46 zur Unterrichtung der Bewerber und Bieter; 

- für die Vergabe von Bauleistungen Teil A Abschnitt 1 der Vergabe- und Vertragsord-
nung für Bauleistungen (VOB/A) 

4.3	 Verpflichtungen des Zuwendungsempfängers als Auftraggeber gemäß Teil 4 des Gesetzes 
gegen Wettbewerbsbeschränkungen (GWB) bleiben unberührt. 

5	 Zur Erfüllung des Zuwendungszwecks beschaffte Gegenstände 

5.1	 Gegenstände, die zur Erfüllung des Zuwendungszwecks erworben oder hergestellt werden, 
sind für den Zuwendungszweck zu verwenden und sorgfältig zu behandeln. Der Zuwen-
dungsempfänger darf über sie vor Ablauf des Bewilligungszeitraums nicht anderweitig ver-
fügen. 

5.2	 Der Zuwendungsempfänger hat die zur Erfüllung des Zuwendungszwecks beschafften Ge-
genstände, deren Anschaffungs- oder Herstellungswert 800 Euro (ohne Umsatzsteuer) 
übersteigt, zu inventarisieren. 

5.3	 Nach Ablauf des Bewilligungszeitraums sind die Gegenstände, die mit Hilfe der Zuwendung 
erworben oder hergestellt werden und die nach Zf. 5.2 zu inventarisieren sind, für andere 
wissenschaftliche Arbeiten zu verwenden. 

6	 Mitteilungspflichten des Zuwendungsempfängers 

Der Zuwendungsempfänger ist verpflichtet, unverzüglich dem Zuwendungsgeber anzuzei-
gen, wenn 

1.	 er weitere Zuwendungen für denselben Zweck oder gegebenenfalls weitere Mittel von 
Dritten erhält, 

2.	 er beabsichtigt, vom Arbeitsprogramm abzuweichen, 
3.	 Änderungen bei der Durchführung des Projekts vorgenommen werden sollen (z. B. 

bzgl. Ein- und Ausschlusskriterien für Stichproben, Beteiligung von Kooperationspart-
nern, Art der Intervention), 

4.	 der Verwendungszweck oder sonstige für die Bereitstellung der Zuwendung maßgebli-
che Umstände sich ändern oder wegfallen, 

5.	 sich herausstellt, dass der Zuwendungszweck nicht oder mit der bereitgestellten Zu-
wendung nicht zu erreichen ist, 
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6.	 die angeforderten oder ausgezahlten Beträge nicht innerhalb von drei Monaten nach 
der Auszahlung verbraucht werden können, 

7.	 eine meldepflichtige Datenschutzverletzung gemäß Artikel 33 DSGVO bzw. § 83a 
SGB X eingetreten ist, 

8.	 ein Insolvenzverfahren gegen ihn beantragt oder eröffnet wird. 

7	 Nachweis der Verwendung 

7.1	 Zwischenverwendungsnachweis 

Bei der Förderung jahresübergreifender Projekte hat der Zuwendungsempfänger bis zum 
31. März des Folgejahres einen Zwischenverwendungsnachweis vorzulegen. Der Zwi-
schenverwendungsnachweis besteht aus einem Zwischenbericht über die Durchführung 
und den Stand des Vorhabens (vgl. Anlage 1) und einem zahlenmäßigen Nachweis (Bu-
chungsliste, vgl. Anlage 2). 

Nach der Hälfte der Projektlaufzeit ist auf der Grundlage des Zwischenberichtes eine Prä-
sentation der bisherigen Forschungsergebnisse vorgesehen. 

7.2	 Schlussverwendungsnachweis 

7.2.1	 Die Verwendung der Zuwendung ist innerhalb von drei Monaten nach Erfüllung des Zu-
wendungszweckes, spätestens jedoch mit Ablauf des dritten auf den Bewilligungszeitraum 
folgenden Monats nachzuweisen. Mit dem Verwendungsnachweis sind die Verträge über 
die Vergabe von Aufträgen vorzulegen. 

Der Schlussverwendungsnachweis besteht aus einem Abschlussbericht 
(vgl. Anlage 3), einschließlich Kurzbericht und einem zahlenmäßigen Nachweis 
(vgl. Anlage 2). 

7.2.2	 In dem Abschlussbericht sind die Durchführung des Projektes sowie das erzielte Ergebnis 
im Einzelnen darzustellen (vgl. Anlage 3). Der Abschlussbericht und die Kurzfassung sind 
in kopierfähiger Ausfertigung vorzulegen. Zusätzlich ist eine elektronische Fassung zu 
übermitteln. 

7.2.3	 Darf der Zuwendungsempfänger zur Erfüllung des Zuwendungszwecks Mittel an Dritte wei-
terleiten, hat er die von den empfangenden Stellen ihm gegenüber zu erbringengenden 
Verwendungs- und Zwischennachweise entsprechend VV Nr. 11 zu § 44 BHO zu prüfen 
und den Prüfvermerk dem Verwendungs- oder Zwischennachweis nach Nr. 6.1 beizufügen. 
Auf Anforderung der Bewilligungsbehörde sind die Verwendungs- und Zwischennachweise 
der Letztempfänger vorzulegen. 

7.2.4	 Im Verwendungsnachweis ist zu bestätigen, dass die Ausgaben notwendig waren, wirt-
schaftlich und sparsam verfahren worden ist und die Angaben mit den Büchern und gege-
benenfalls den Belegen übereinstimmen. 
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7.2.5	 In dem zahlenmäßigen Nachweis sind die Einnahmen und Ausgaben in zeitlicher Folge und 
voneinander getrennt, entsprechend der Gliederung des Finanzierungsplans, auszuweisen. 
Der Nachweis muss alle mit dem Zuwendungszweck zusammenhängenden Einnahmen 
(Zuwendungen, Leistungen Dritter, eigene Mittel) und Ausgaben enthalten. 

Dem Nachweis ist eine tabellarische Belegübersicht (z. B. Buchungsliste) beizufügen, in 
der die Ausgaben nach Art und in zeitlicher Reihenfolge getrennt aufgelistet sind. Aus der 
Belegübersicht müssen Tag, Empfänger/Einzahler sowie Grund und Einzelbetrag jeder 
Zahlung ersichtlich sein. Soweit der Zuwendungsempfänger die Möglichkeit zum Vorsteu-
erabzug nach § 15 des Umsatzsteuergesetzes hat, dürfen nur die Entgelte (Preise ohne 
Umsatzsteuer) berücksichtigt werden. 

7.2.6	 Der Zuwendungsempfänger hat die Originalbelege (Einnahme- und Ausgabenbelege) über 
die Einzelzahlungen und die Verträge über die Vergabe von Aufträgen sowie alle sonst mit 
der Förderung zusammenhängenden Unterlagen fünf Jahre nach Vorlage des Verwen-
dungsnachweises aufzubewahren, sofern nicht nach steuerrechtlichen oder anderen Vor-
schriften eine längere Aufbewahrungsfrist bestimmt ist. Zur Aufbewahrung können auch 
Bild- oder Datenträger verwendet werden. Das Aufnahme- und Wiedergabeverfahren muss 
den Grundsätzen ordnungsmäßiger Buchführung oder einer in der öffentlichen Verwaltung 
allgemein zugelassenen Regelung entsprechen. 

8	 Prüfung der Verwendung 

8.1	 Der Zuwendungsgeber ist berechtigt, Bücher, Belege und sonstige Geschäftsunterlagen 
anzufordern sowie die Verwendung der Zuwendung durch örtliche Erhebungen zu prüfen 
oder durch Beauftragte prüfen zu lassen. Der Zuwendungsempfänger hat die erforderlichen 
Unterlagen bereitzuhalten und die notwendigen Auskünfte zu erteilen. In den Fällen der 
Zf. 7.2.3 sind diese Rechte des Zuwendungsgebers auch dem Dritten gegenüber auszube-
dingen. 

8.2	 Unterhält der Zuwendungsempfänger eine eigene Prüfungseinrichtung, ist von dieser der 
zahlenmäßige Nachweis vorher zu prüfen und die Prüfung unter Angabe ihres Ergebnisses 
zu bescheinigen. 

8.3	 Der Bundesrechnungshof ist berechtigt, bei den Zuwendungsempfängern zu prüfen (§§ 91, 
100 BHO). 

8.4	 Der Zuwendungsgeber und seine Beauftragten sind berechtigt, sich jederzeit unter Beach-
tung des Datenschutzes durch vom Zuwendungsempfänger oder vom Projektleiter unver-
züglich zur Verfügung zu stellende Informationen oder durch eigene Beobachtung über den 
Fortgang der Arbeiten zu informieren, alle hierfür notwendigen Unterlagen, einschließlich 
Aufzeichnungen über Material und Arbeitsaufwand, einzusehen und die Einhaltung der 
technischen und rechtlichen Bestimmungen zu überwachen. 
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9	 Erstattung der Zuwendung, Verzinsung 

9.1	 Die Zuwendung ist zu erstatten, soweit ein Zuwendungsbescheid nach den Bestimmungen 
des SGB X (insbesondere §§ 45, 47 SGB X) oder anderen Rechtsvorschriften mit Wirkung 
für die Vergangenheit zurückgenommen oder widerrufen oder sonst unwirksam wird. 

Der Erstattungsanspruch ist nach Maßgabe des § 50 Abs. 2a SGB X mit fünf Prozentpunk-
ten über dem Basiszinssatz nach § 247 des Bürgerlichen Gesetzbuches jährlich zu verzin-
sen. 

Für den Umfang der Erstattung von Zuwendungen bei Rücknahme, Widerruf oder Aufhe-
bung des Zuwendungsbescheides gilt, dass sich der Zuwendungsempfänger auf den Weg-
fall der Bereicherung nicht berufen kann, soweit er die Umstände kannte oder in Folge gro-
ber Fahrlässigkeit nicht kannte, die zur Rücknahme, zum Widerruf oder zur Aufhebung ge-
führt haben. 

9.2	 Überzahlungen, die sich nach Abschluss des Vorhabens, insbesondere aus dem Verwen-
dungsnachweis ergeben, sind unverzüglich an den Zuwendungsgeber zurückzuzahlen. 

9.3	 Werden Zuwendungen nicht innerhalb der in Zf. 3 vorgesehenen Frist zur Erfüllung des 
Zuwendungszwecks verwendet und wird der Zuwendungsbescheid nicht zurückgenommen 
oder widerrufen, so können für die Zeit von der Auszahlung bis zur zweckentsprechenden 
Verwendung ebenfalls Zinsen in Höhe von fünf Prozentpunkten über dem Basiszinssatz 
nach § 247 des Bürgerlichen Gesetzbuches jährlich verlangt werden. 

10	 Widerruf des Zuwendungsbescheids 

10.1	 Der Zuwendungsgeber behält sich den Widerruf des Bescheides nach § 47 Abs. 2 SGB X 
vor, sofern 

- die bewilligten Zuwendungen nicht oder nicht mehr für den vorgesehenen Zweck ver-
wendet werden, 

- der Zuwendungsempfänger Auflagen nicht oder nicht innerhalb einer gesetzten Frist 
erfüllt, insbesondere das Datenschutzkonzept nicht innerhalb einer angemessenen Zeit 
zur Prüfung einreicht (Zf. 1), den vorgeschriebenen Verwendungsnachweis nicht recht-
zeitig vorlegt, sowie Mitteilungspflichten (Zf. 6) nicht rechtzeitig nachkommt. 

10.2	 Der Zuwendungsgeber behält sich vor, den Zuwendungsbescheid mit Wirkung für die Zu-
kunft nach § 47 Abs. 1 SGB X zu widerrufen, wenn sich herausstellt, dass der Zuwen-
dungszweck nicht oder nicht mehr zu erreichen ist. 

10.3	 Der Zuwendungsgeber behält sich vor, den Zuwendungsbescheid ganz oder teilweise zu 
widerrufen, wenn er sich aus haushaltswirtschaftlichen Gründen dazu gezwungen sieht. 
Sollte der Zuwendungsgeber während der Geltungsdauer des Zuwendungsbescheides die-
sen widerrufen, wird sich der Widerruf nicht auf die Teile der Zuwendung erstrecken, für die 
der Zuwendungsempfänger im Vertrauen auf den Bestand des Zuwendungsbescheides 
Rechtsverpflichtungen eingegangen ist. 
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11	 Urheber- und Nutzungsrechte, Wertausgleich 

Für die im Rahmen der nach § 31 Abs. 1 Nr. 3 SGB VI geförderten Forschungsprojekte er-
zielten Ergebnisse und Entwicklungen liegen die Urheber- und Nutzungsrechte grundsätz-
lich beim Entwickler. Der Zuwendungsgeber, die Deutsche Rentenversicherung, sowie die 
von ihr in Anspruch genommenen Rehabilitationseinrichtungen haben jedoch ein uneinge-
schränktes, unentgeltliches, nicht weiter übertragbares und nicht veräußerbares Nutzungs-
recht an den Ergebnissen und Entwicklungen des Forschungsprojektes. Entsprechende 
Passagen sind in Verträge mit Kooperationspartnern bzw. Geschäftspartnern aufzunehmen 
und gelten auch bei Verkauf des Nutzungs- und Urheberrechts an Dritte: 

„Dem Zuwendungsgeber, der Deutschen Rentenversicherung, sowie den von ihr in An-

spruch genommenen Rehabilitationseinrichtungen wird ein uneingeschränktes, unentgeltli-

ches, nicht weiter übertragbares sowie nicht veräußerbares Nutzungsrecht an den Ergeb-

nissen und Entwicklungen des Vorhabens für den Bereich der Rehabilitationspraxis und -

forschung eingeräumt. Im Falle von Software (z. B. Programmen), Hardware (z. B. elektro-

nischen Bausteinen) und anderen Unterlagen (z. B. Fragebögen, Schulungsmaterialien) für 

im Rahmen des Forschungsprojektes entwickelte Verfahren werden der Deutschen Ren-

tenversicherung sowie den von ihr in Anspruch genommenen Rehabilitationseinrichtungen 

nur die Produktionskosten (Selbstkosten) in Rechnung gestellt.“ 

12	 Veröffentlichungen 

12.1	 Der Zuwendungsgeber ist berechtigt, über das Vorhaben folgende Angaben auch in 
elektronischer Form sowie im Internet bekannt zu geben: 

- das Thema des Vorhabens,

- den Zuwendungsempfänger und die ausführende Stelle,

- den für die Durchführung des Vorhabens verantwortlichen Projektleiter,

- den Förderzeitraum,

- die Höhe der Zuwendung und die Eigenbeteiligung des Zuwendungsempfängers und

- die Förderung des Vorhabens durch die Deutsche Rentenversicherung.


Der Zuwendungsgeber ist berechtigt, den Abschlussbericht sowie die Kurzfassung des Ab-
schlussberichts – auch in elektronischer Form sowie im Internet – bekannt zu geben.


12.2	 Vom Zuwendungsempfänger wird erwartet, das Ergebnis – mindestens im sachlichen Ge-
halt des Abschlussberichts – innerhalb von neun Monaten nach Abschluss des Vorhabens 
auf geeignete Weise den fachlich interessierten Stellen in der Bundesrepublik Deutschland 
zugänglich zu machen (z. B. auf Fachkongressen) oder in angemessener Weise zu veröf-
fentlichen (z. B. in Fachzeitschriften). 

Soweit wissenschaftliche Veröffentlichungen die Deutsche Rentenversicherung als beteilig-
ten Rehabilitationsträger betreffen, sollen die Publikationen dem Zuwendungsgeber vorab 
zur Kenntnis gegeben werden. 
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12.3 Der Zuwendungsempfänger ist bei Publikation des Ergebnisses verpflichtet, auf dem Deck-
blatt oder an anderer deutlich sichtbarer Stelle folgenden Hinweis aufzunehmen: 

„Das diesem Bericht zugrunde liegende Vorhaben wurde mit Mitteln der Deutschen Ren-

tenversicherung (vollständiger Name des Zuwendungsgebers) gefördert. Die Verantwor-

tung für den Inhalt dieser Veröffentlichung liegt beim Autor.“ 

Dem Zuwendungsgeber ist die Publikation in elektronischer Form zur Verfügung zu stellen. 
Sofern die Publikation gedruckt wird, sind dem Zuwendungsgeber zusätzlich drei gedruckte 
Freistücke zuzuleiten. 

13 Barrierefreie Kommunikation 

Um Menschen mit Behinderungen chancengleich an den Forschungsergebnissen teilhaben 
zu lassen, sollen die Zuwendungsempfänger Veröffentlichungen so weit wie möglich barrie-
refrei unter Beachtung der Barrierefreie-Informationstechnik-Verordnung (BITV) in der je-
weils gültigen Fassung gestalten. 
Für die im Zusammenhang mit Forschungsprojekten entwickelten Produkte (z. B. Manuale), 
die die Deutsche Rentenversicherung im Rahmen ihrer Nutzungsrecht ihren Versicherten, 
ihren Rehabilitanden und/oder den Rehabilitationseinrichtungen zur Verfügung stellt, kön-
nen im Einzelfall die Kosten für die barrierefreie Gestaltung in Absprache mit den Projekt-
betreuern beim Zuwendungsgeber beantragt werden. 

Anlagen: 

1. Zwischenbericht 
2. Zahlenmäßiger Nachweis 
3. Abschlussbericht und Kurzbericht 
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